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I. Begründung gemäß § 9 Abs. 8 BauGB zur Bebauungsplan-Änderung 2 „Laizer Ergat I“,  
Gemarkung Laiz  
 
1. Grund für die Aufstellung 

Im rechtskräftigen Bebauungsplan „Laizer Ergat I“ einschl. der Bebauungsplan-Änderung 1 
(Ergänzung örtl. Bauvorschriftensatzung) ist im separaten Erschließungsbereich der Win-
terlinger Straße / Zufahrt „Grünes Zentrum“ eine Doppelhaus- und Reihenhausbebauung 
(D + H) vorgesehen. 
Das Plangebiet ist größtenteils schon vollständig erschlossen und mit dem nun geplanten 
Ausbau der Zufahrtsstraße zum „Grünen Zentrum“ sollen die restlichen Bauplätze auf der 
Grundlage der Bebauungsplan-Änderung 2 aus Nachfragegründen mit einer offenen Bau-
weise (o) und somit auch zusätzlich zulässigen Einzelhausbebauung in diesem separaten 
Erschließungsbereich erschlossen werden. Außerdem soll in diesem Bereich eine max. 2-
geschossige Bebauung anstatt einer zwingend 2-geschossigen Bebauung festgesetzt und 
dementsprechend die zulässige Gebäudehöhe auf max. 7,80 m ü. EFH geändert werden. 
Außerdem ist vorgesehen, in diesem separaten Erschließungsabschnitt die Gebäudestel-
lung parallel zur Straße oder zu den geplanten Flurstückgrenzen zuzulassen. Im bereits er-
schlossen und größtenteils bebauten Planbereich (einschl. erteilter Baugenehmigungen) ist 
dies aus städtebaulichen Gründen nicht vorgesehen. 
Zusätzlich sollen i.V. mit der Bebauungsplan-Änderung 2 im gesamten Plangebiet die EFH-
Höhenfestsetzung auf Grundlage der bereits erteilten Baugenehmigungen korrigiert bzw. 
angepasst werden, die max. zulässige Gebäudehöhe (GH) konkretisiert sowie Garagen, 
überdachte und offene Stellplätze auch außerhalb der festgesetzten Baugrenzen zugelas-
sen werden. 
Außerdem sollen Ergänzungen im Textteil bezüglich der Standorte für das Anpflanzen von 
Bäumen und den zu erhaltenden Bestandsbäumen, den eingetragen Leitungsrechten, 
Dachgestaltung, Fassadengestaltung, evtl. erforderliche Stützmauern sowie redaktionelle 
Änderungen bei den Hinweisen und der Pflanzliste zusätzlich aufgenommen bzw. geändert 
werden. 
Im zeichnerischen Teil der Bebauungsplan-Änderung 2 wird der geänderte Straßenausbau 
mit Verkehrsgrün/Gehweg/Verkehrsgrün an der Winterlinger Straße in Richtung Unter-
schmeien korrigiert. 
Weil sich die geplanten Änderungen auf das gesamte Bebauungsplan-Änderungsgebiet 2 
nur unwesentlich auswirken und die Grundzüge der Bebauungsplanung nicht berührt wer-
den, kann die Bebauungsplan-Änderung 2 nach § 13 BauGB im vereinfachten Verfahren 
durchgeführt werden.   
 

2. Geltendes Recht 
Der Bebauungsplan „Laizer Ergat I“ (Nr. 06-172/Rechtskraft: 21.08.2001) einschließlich der 
Satzung über die Ergänzung der örtlichen Bauvorschriften (Nr. 06-172.1/ Rechtskraft: 
29.10.2009) sollen im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB geändert werden, da sich 
die o.g.  Änderungen auf das gesamte Plangebiet nur unwesentlich auswirken und die 
Grundzüge der Bebauungsplanung nicht berührt werden. 
Bei Änderung eines Bebauungsplanes im vereinfachten Verfahren ist die Durchführung ei-
ner Umweltprüfung gemäß § 13 Abs. 3 BauGB nicht erforderlich. Auch ist kein Umweltbe-
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richt zu erstellen. Dennoch wurde das Büro für Landschaftsökologie, Josef Grom aus Alt-
heim, mit der Erstellung eines artenschutzrechtlichen Fachbeitrages/ Relevanzbegehung 
für das Änderungsgebiet beauftragt (s. Anlage 1). 
Der Flächennutzungsplan des Gemeindeverwaltungsverbands Sigmaringen (Rechtskraft: 
25.08.2005) stellt den Geltungsbereich des Bebauungsplan-Änderung 2 „Laizer Ergat I“ als 
geplante Wohnbaufläche (W) dar.  
Die Ausweisung des Plangebiets als allgemeines Wohngebiet im Sinne des § 4 Baunut-
zungsverordnung (BauNVO) ist somit aus dem Flächennutzungsplan entwickelt und stimmt 
mit diesem überein. 
Mit Inkrafttreten der Bebauungsplan-Änderung 2 „Laizer Ergat I“ und der Satzung über die 
örtlichen Bauvorschriften hierzu treten im Geltungsbereich alle bisherigen planungsrechtli-
chen Festsetzungen und örtlichen Bauvorschriften außer Kraft und werden zu einem Re-
gelwerk zusammengeführt. 
 

3. Inhalt des Bebauungsplanes 
3.1. Art der baulichen Nutzung 

Entsprechend der geplanten Nutzung ist das Plangebiet als Allgemeines Wohngebiet (WA) 
nach § 4 BauNVO ausgewiesen. 
 

3.2. Maß der baulichen Nutzung 
Die in der Bebauungsplanänderung festgesetzten Grund- und Geschossflächenzahlen (GRZ 
und GFZ) sowie Gebäudehöhen (GH) sind nach § 16 – 20 BauNVO Maximalwerte. 
 

4. Verkehrserschließung 
Das Plangebiet ist größtenteils schon vollständig erschlossen. Im separaten Erschließungs-
bereich der Winterlinger Straße/Zufahrt „Grünes Zentrum“ sollen nun i.V. mit dem geplan-
ten Ausbau der Zufahrtsstraße zum „Grünes Zentrum“ diese restlichen Bauplätze auf der 
Grundlage der Bebauungsplan-Änderung 2 erschlossen werden. 
 

5. Besondere Regelungen im Plangebiet 
Um den geplanten Gebietscharakter als Eigenheimsiedlung wahren zu können, werden bei 
den zulässigen Einzel- (E) und Doppelhäusern (D) sowie bei der offenen Bauweise (o) ma-
ximal nur 2 Wohneinheiten (WE) pro Wohngebäude (Einzelhaus, Doppelhaushälfte und 
Reihenhausteil) zugelassen. 
 

6. Ver- und Entsorgung des Plangebietes 
Die Ver- und Entsorgung  mit Wasser, Strom, Gas und Telekommunikation sowie Abwasser 
ist nach Durchführung der restlichen Erschließungsmaßnahmen im separaten  Erschlie-
ßungsbereich der Winterlinger Straße/ Zufahrt „Grünes Zentrum“ im gesamten Plangebiet 
gesichert. 
Das Abwasser wird über die Kläranlage in Sigmaringen der Donau zugeführt. 
 

7. Bodenordnende Maßnahmen  
Grunderwerb ist nicht erforderlich. 
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8. Begründung der örtlichen Bauvorschriften 
Die örtlichen Bauvorschriften dienen zur Sicherstellung einer angemessenen Gestaltung 
der baulichen Anlagen und Freiflächen und stellen somit das Einfügen der durch die Pla-
nung ermöglichten Vorhaben in das vorhandene Ortsbild sicher. Der Regelungsumfang 
wurde so weit wie möglich begrenzt, um den Vorhabenträgern einen größtmöglichen Frei-
raum für die Gestaltung der Bebauung zu ermöglichen. 
 
 

II. Planungsrechtliche Festsetzungen zur Bebauungsplan-Änderung 2 „Laizer Ergat I“,  
Gemarkung Laiz 
 
1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 1-15 BauNVO) s. Planein-

schrieb. 
2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16-20 BauNVO) s. Planein-

schrieb. 
3. Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch Baugrenzen bestimmt. Die Überschrei-

tung der Baugrenzen über das in § 5 Abs. 6 LBO festgesetzte Maß hinaus kann gemäß § 31 
Abs. 1 BauGB bis insgesamt 20 m² für die Einzelüberschreitung als Ausnahme zugelassen 
werden. 

4. Garagen, überdachte und offene Stellplätze sind innerhalb und außerhalb der überbauba-
ren Grundstücksfläche zulässig. Garagen und überdachte Stellplätze müssen dabei einen 
Abstand von 2,00 m zu den öffentlichen Verkehrsflächen einhalten.  

5. Um den geplanten Gebietscharakter als Eigenheimsiedlung wahren zu können, werden bei 
den zulässigen Einzel- (E) und Doppelhäusern (D) sowie bei der offenen Bauweise (o) ma-
ximal nur 2 Wohneinheiten (WE) pro Wohngebäude (Einzelhaus, Doppelhaushälfte und 
Reihenhausteil) zugelassen (s. Planeinschrieb). 

6. Standorte für das Anpflanzen von Bäumen und zu erhaltende Bestandsbäume siehe 
Planeintrag. Von den festgesetzten Standorten für die Neupflanzung von Bäumen kann im 
Rahmen der Objektplanung bis zu 5,00 m abgewichen werden. Die Standorte für die 
Neupflanzung sind im Lageplan zum Baugesuch darzustellen und die Bäume sind bis spä-
testens in der auf den Bezug der Wohnhäuser folgenden Vegetationsperiode zu pflanzen. 

7. Bei Neuanpflanzungen von Bäumen und Sträuchern sind nur einheimische und standortge-
rechte Gehölze gemäß Pflanzliste zu verwenden und dauerhaft zu unterhalten (§ 9 Abs. 1 
Nr. 25a BauGB). 

8. Die festgesetzte Erdgeschossrohfußbodenhöhe (EFH) gemäß § 9 Abs. 3 BauGB siehe Plan-
einschrieb. Von den festgesetzten Erdgeschossrohfußbodenhöhen (EFH) können in be-
gründeten Fällen Ausnahmen nach § 31 Abs. 1 BauGB bis max. + 0,30 m zugelassen wer-
den. 

9. Die maximale Höhe der baulichen Anlagen wird durch die Gebäudehöhe (GH) festgesetzt 
(s. Planeinschrieb). Die maximal zulässige Gebäudehöhe ist der höchste Punkt des Gebäu-
des inkl. Dachaufbauten bezogen auf die nach § 9 Abs. 3 BauGB festgesetzte Erdgeschoss-
rohfußbodenhöhe (EFH).  
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Ausnahmen zur Überschreitung der festgesetzten Gebäudehöhen (GH) für die Aufstände-
rung von Photovoltaik- und Solarthermieanlagen auf Flachdächern zur Erfüllung der gesetz-
lichen Verpflichtung zum Einsatz von erneuerbaren Energien können in begründeten Fällen 
nach § 31 Abs. 1 BauGB bis max. 1,00 m Höhe zugelassen werden. 

10. Für die Gebäudestellung sind die im zeichnerischen Teil festgesetzten Richtungspfeile 
maßgebend. Für die Gebäudestellung von Nebenanlagen in Form von Gebäuden, Garagen 
und überdachten Stellplätzen (Carports) wird keine Regelung getroffen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 
BauGB). 

11. An den Wohngebäuden entlang der Winterlinger Straße sind nach dem Lärmschutzgutach-
ten des Ing.-Büros Spinner vom April 2007 passive Lärmschutzmaßnahmen notwendig. 
Zum Schutz der Wohnräume, insbesondere der Schlaf- und Kinderzimmer an den zur Win-
terlinger Straße zugewandten Gebäudelängsseiten und teilweise an den Ost- und Westgie-
belseiten sind passive Lärmschutzmaßnahmen durch eine entsprechende Grundrissgestal-
tung (Schlaf- und Kinderzimmer) an die lärmabgewandten Gebäudeseiten oder schall-
dämmende fensterunabhängige Lüftungseinrichtungen für nachts notwendig.  
Die entsprechenden Baugrundstücke sind im Bebauungsplan durch eine Schraffur gekenn-
zeichnet. 

12. Die Versickerung des Niederschlagswassers muss auf den einzelnen Baugrundstücken über 
eine Sickermulde erfolgen. 

13. Für Bestandsleitungen sind im Plangebiet mit Leitungsrechten zu belastende Flächen zu-
gunsten der Stadtwerke gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB festgesetzt (s. Planeinschrieb). 

 
 
 
 

III. Satzung über örtliche Bauvorschriften gemäß § 74 LBO zur Bebauungsplan-Änderung 2 „Laizer 
Ergat I“, Gemarkung Laiz im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB 
 
§ 1 Räumlicher Geltungsbereich 
Die örtlichen Bauvorschriften gelten für den räumlichen Geltungsbereich der Bebauungsplan-
Änderung 2 „Laizer Ergat I“, Gemarkung Laiz. 
 
§ 2 Örtliche Bauvorschriften gemäß § 74 LBO 
1. Dachneigungen und Dachformen siehe Einschriebe im zeichnerischen Teil des Bebauungs-

planes (§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO). 
2. Dächer von Doppelhäusern und Hausgruppen (Reihenhäuser) sind mit gleicher Dachform, 

gleicher Dachneigung und einer einheitlichen Dachdeckung auszuführen (§ 74 Abs. 1 Nr. 1 
LBO).  

3. Als Dacheindeckung sind grelle und reflektierende Materialien nicht zugelassen (§ 74 Abs. 
1 Nr. 1 LBO). 

4. Die Fassadengestaltung von Doppelhäusern und Hausgruppen (Reihenhäuser) sind in Be-
zug auf Gestaltung, Oberflächenstruktur und Farbgebung einander anzugleichen (§ 74 Abs. 
1 Nr. 1 LBO). 
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5. Auffüllungen und Abgrabungen, die das natürliche Gelände erheblich verändern, sind nur 
im Einvernehmen mit der Baurechtsbehörde zulässig (§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO).  

6. Evtl. erforderliche Stützmauern zur Absicherung der Höhenunterschiede bei der Gelände-
modellierung sind nur bis maximal 1,0 m Höhe an den Grundstücksgrenzen zulässig (§ 74 
Abs. 1 Nr. 3 LBO).  

7. Einfriedungen entlang von öffentlichen Straßen und Wegen sind nur bis maximal 1,0 m 
Höhe zulässig (§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO).  

8. Die nicht überbaubaren Flächen der Grundstücke sind mit Ausnahmen der Flächen für Ne-
benanlagen, Stellplätze und Zufahrten bzw. Zugänge als Grünflächen oder gärtnerisch an-
zulegen und zu unterhalten (§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO). 

9. Nicht überdachte Stellplätze sind in wasserdurchlässiger Bauweise (z.B. Pflaster mit groben 
Fugen, Rasengittersteine, Schotterrasen o.ä.) auszuführen (§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO). 

10. Bodenversiegelungen sind auf das geringstmögliche Maß zu beschränken. Auf Untergrund-
verdichtungen innerhalb der Baugrundstücke (z.B. Gartenwege, Stellplätze) ist so weit als 
möglich zu verzichten (§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO). 

11. Niederspannungsfreileitungen sind gem. § 74 Abs. 1 Nr. 5 LBO im Plangebiet nicht zugelas-
sen. 

 
§ 3 Ausnahmen 
In begründeten Fällen können Ausnahmen i.S. von § 56 Abs. 3 LBO gewährt werden. 
 
§ 4 Ordnungswidrigkeiten 
Ordnungswidrig im Sinne des § 75 LBO handelt, wer den örtlichen Bauvorschriften nach dieser 
Satzung vorsätzlich oder fahrlässig zuwiderhandelt.  
 
§ 5 Inkrafttreten 
Die örtlichen Bauvorschriften treten mit der öffentlichen Bekanntmachung des Satzungsbe-
schlusses über den Bebauungsplan nach § 10 Abs. 3 BauGB i.V. mit § 74 Abs. 7 der Landesbau-
ordnung für Baden-Württemberg (LBO) in Kraft. 
 
 
 

IV. Hinweise 
1. Das Regierungspräsidium Tübingen, Denkmalpflege, weist auf folgende Regelungen des  

§ 20 DSchG hin: Sollten bei Erdarbeiten Funde (beispielweise Scherben, Metallteile, Kno-
chen) oder Befunde (z.B. Mauern, Gräber, Gruben, Brandschichten) entdeckt werden, ist 
die Archäologische Denkmalpflege beim Regierungspräsidium Tübingen unverzüglich zu 
benachrichtigen. Fund und Fundstelle sind bis zur sachgerechten Begutachtung, mindes-
tens bis zum Ablauf des 4. Werktags nach Anzeige, unverändert im Boden zu belassen. Die 
Möglichkeit zur sachgerechten Fundbergung und Dokumentation ist einzuräumen. 

2. Das Landratsamt Sigmaringen -Fachbereich Umwelt und Arbeitsschutz- weist mit Schreiben 
vom 21. 09.2007 auf folgendes hin: 
- Das Baugebiet befindet sich in Zone III des festgesetzten Wasserschutzgebietes zum 

Schutz des Grundwassers im Einzugsgebiet der Wassergewinnungsanlage „Oberrieder 
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II“ der Stadt Sigmaringen. Die Bestimmungen der Schutzgebietsverordnung vom  
1. März 2004 sind einzuhalten. 

- Wird bei Baumaßnahmen Grundwasser angetroffen, ist sofort das Landratsamt -
Fachbereich  Umwelt und Arbeitsschutz- zu benachrichtigen. 

- Der Bau von Erdwärmesonden ist nicht erlaubt. 
3. Die Grundsätze des sparsamen und schonenden Umganges mit dem Boden sind zu beach-

ten (§ 4 BodSchG, §§ 1 und 2 BauGB, §§ 1 und 2 BNatSchG). Der Mutterboden ist getrennt 
vom übrigen Aushub abzutragen und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen (§§ 1 
und 202 BauGB, §§ 1 und 2 BNatSchG, 4 BodSchG). Um die biologische Aktivität des Mut-
terbodens zu erhalten, ist dieser in maximal 2 m hohen Mieten bis zur Wiederandeckung/ 
Verarbeitung zwischenzulagern. Zur Vermeidung schädlicher Umsetzungen infolge einer 
unzureichenden Sauerstoffversorgung sollen vorab die oberirdischen Pflanzenteile abge-
räumt werden. Die Mieten sind durch geeignete Profilierung vor Vernässung zu schützen. 

4. Auf die schalltechnische Untersuchung  des Ingenieurbüros für Schallschutz ISIS, Dipl.-Ing. 
Manfred Spinner, Riedlingen, vom April 2007 zum „Lärmschutz/ Bebauungsplan Laizer  
Ergat I/ Sigmaringen“ wird hingewiesen. 

5. Zur Vermeidung und Minimierung von Eingriffen im Plangebiet wird der Einsatz von insek-
tenverträglicher Beleuchtung (LED-Leuchten oder Natriumdampf-Niederdruck-Lampen) 
mit nach unten ausgerichteten Leuchtschirmen bei der Straßen- und sonstigen Beleuch-
tung an und im Bereich von Gebäuden empfohlen. 

6. Das Regierungspräsidium Tübingen, Referat 56 - Naturschutz und Landschaftspflege, weist 
mit Schreiben/Email vom 12.11.2015 darauf hin, dass das Plangebiet im Naturpark „Obere 
Donau“ liegt und mit dem Waldweg im Süden unmittelbar an das FFH-Gebiet „Oberes Do-
nautal zwischen Beuron und Sigmaringen“, zugleich SPA „Südwestalb und Oberes Do-
nautal“, angrenzt. 

7. Das Regierungspräsidium Freiburg, Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau, weist 
mit Schreiben/Email vom 30.11.2015 auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodaten 
aus ingenieurgeologischer Sicht auf folgendes im Plangebiet hin: 
- Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmerfüllte Spalten, Hohlräume, Dolinen) 

sind nicht auszuschließen. Sollte eine Versickerung der anfallenden Oberflächenwässer 
geplant bzw. wasserwirtschaftlich zulässig sein, wird auf das Arbeitsblatt DWA-A 138 
(2005) verwiesen und im Einzelfall die Erstellung eines entsprechenden hydrologischen 
Versickerungsgutachtens empfohlen. Wegen der Gefahr der Ausspülung lehmerfüllter 
Spalten ist bei Anlage von Versickerungseinrichtungen auf ausreichenden Abstand zu 
Fundamenten zu achten. 

- Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bauar-
beiten (z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Trag-
fähigkeit des Gründungshorizontes, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung) wer-
den objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 
durch ein privates Ingenieurbüro empfohlen. 
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V. Pflanzliste 
 

Bäume 1. Ordnung  
(Großbäume) 

Bäume 2. Ordnung  
(mittelgroße und kleine Bäume) 

Acer platanoides - Spitzahorn  
Acer pseudoplatanus - Bergahorn 
Fraxinus Exelsior   - Esche 
Prunus Avium  - Vogelkirsche 
Tilia cordata   - Winterlinde 
Tilia platyphyllos - Sommerlinde 

Acer platanoides - Feldahorn 
Betula pendula - Sandbirke 
Carpinus betulus - Hainbuche 
Malus sylvestris - Wildapfel 
Prunus padus  - Traubenkirsche 
Sorbus aria  - Mehlbeere 
Sorbus aucuparia - Gemeine Eberesche 
Sorbus domestica - Speierling 

Die Artenauswahl muss differenziert nach dem jeweiligen Standort im Planbereich erfolgen. 
 
 


